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1. Aus Vattenfall wird LEAG – sonst ändert sich nix?
Nach dem Verkauf an das tschechisch-zypriotische Konsortium von EPH und PPF wurde am
11. Oktober der neue Lausitzer Tagebaukonzern der Öffentlichkeit vorgestellt.  Aus der Taufe
gehoben wurden die LEAG, bestehend aus der Lausitz Energie Bergbau AG und der Lausitz
Energie  Kraftwerke  AG.  Der  bisherige  Vattenfall-Finanzvorstand  Hilmar  Rendez  leitet  den
Vorstand,  der  bisherige  Vorstandsvorsitzende  Hartmut  Zeiß  den  Aufsichtsrat.  Außer  Name,
Personalien und Logo gab es dabei wenig konkretes zu erfahren.

Die meisten Presseberichte verbreiteten etwas von gesicherten 8.000 direkten Arbeitsplätzen
ohne darauf hinzuweisen, dass der Abbau von Stellen bereits beschlossene Sache ist, auch
wenn  das  bis  2020  nicht  durch  betriebsbedingte  Kündigungen  erfolgt.  Zu  Welzow-Süd  II,
Nochten  2  und  Jänschwalde-Nord  hält  sich  die  LEAG  weiter  bedeckt.  Man  wolle  die
Entscheidung zeitnah treffen, auf Nachfrage „spätestens bis Sommer 2017“. 

Dann  allerdings  ist  Bundestagswahlkampf  und  eine  erneute  Verschiebung  mit  Verweis  auf
unklare  politische  Rahmenbedingungen  vorstellbar.  Die  brandenburgische  Landesregierung
müsste jetzt im Sinne der Bürger für klare Verhältnisse sorgen und die Tagebaue abwenden.
Schließlich darf sie die Definition des Gemeinwohls nicht dem Unternehmen überlassen.

2. Ist EPHs Dialogangebot ernst gemeint? Am 31.10. nach Atterwasch!
Das vom Braunkohle-Tagebau bedrohte Atterwasch lädt wieder zum Reformationstag am 31.
Oktober 2016 ein. Das einladende Bündnis für Heimat und Zukunft in Brandenburg bezieht sich
dabei  auf  die  These  des  Wirtschaftswissenschaftlers  Christian  von  Hirschhausen,  die
Energiewende  sei  die  Reformation  des  21.  Jahrhunderts,  und  fordert  „eine  grundlegende
Erneuerung der brandenburgischen Energiepolitik,  die die Zerstörung weiterer Dörfer,  Äcker,
Wiesen und Wälder verbindlich ausschließt“.

Um 10 Uhr beginnt die Veranstaltung in der über siebenhundert Jahre alten Feldsteinkirche von
Atterwasch mit einem Gottesdienst zur Bewahrung der Schöpfung, den der langjährige Pfarrer
Mathias Berndt hält. Anschließend wird ein Film über die zu DDR-Zeiten unter großen Mühen
errichtete Kerkwitzer Kirche gezeigt. Das ebenfalls vom Tagebau bedrohte Nachbardorf wird im
Mai 2017 als einziges Dorf neben Städten wie Breslau und Wittenberg Teil des europäischen
Stationenweges zum Reformationsjubiläum sein. Gegen 11.30 Uhr können die Besucher sich
bei  Essen  und  warmen  Getränken  stärken,  die  von  der  Freiwilligen  Feuerwehr  und  den
Landwirtschaftsbetrieben angeboten werden.
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Zu einem anschließenden Podiumsgespräch über den Strukturwandel in der Lausitz – ohne
neue Tagebaue – sind Brandenburgs Wirtschaftsminister Albrecht Gerber und EHP-Eigentümer
Daniel  Křetínský  eingeladen.  EPH  hatte  ja  in  der  Presse  mehrfach  einen  Dialog  mit  den
Bürgerinitiativen  angekündigt.  Allerdings  steht  die  Zusage  zur  Teilnahme  von  Gerber  und
Křetínský  noch  aus.  „Wir  sind  gespannt,  wie  ernst  die  Landesregierung  und  EHP  den
angekündigten  Dialog  mit  den  betroffenen  Dorfbewohnern  nehmen“,  sagte  Bauernbund-
Geschäftsführer Reinhard Jung, der das Podiumsgespräch moderieren wird.

Als weitere Gäste erwartet werden Anna Dziadek von der erfolgreichen Bürgerinitiative gegen
den  geplanten  Tagebau  Gubin  in  Polen  und  Dagmar  Schmidt,  Vorsitzende  des  Vereins
Lausitzer Perspektiven. Am Nachmittag klingt das Dorffest bei Kaffee und Kuchen aus und es
besteht Gelegenheit, sich in geselliger Runde über die nächsten Aktionen zu verständigen.

3. Bundesverfassungsgericht stärkt Grundeigentümer gegenüber Tagebauen
Eine  vom  Tagebau  Cottbus-Nord  betroffene  Grundeigentümerin  hat  vor  dem  Bundes-
verfassungsgericht  am 14. Oktober ein denkwürdiges Urteil  erreicht.  Ihr Waldgrundstück war
2012  enteignet  worden,  das  Oberverwaltungsgericht  Berlin-Brandenburg  hatte  der  Klage
dagegen keine aufschiebende Wirkung eingeräumt, weil sonst ein mehrmonatiger Tagebaustop
drohe. Seit 2013 existiert der Wald nicht mehr, über die Klage ist in der Hauptsache bis heute
nicht entschieden. Das Bundesverfassungsgericht stellt nun fest, dass dieses Vorgehen nicht
verfassungsgemäß war  und  verwies  das  Verfahren  an  das  Oberverwaltungsgericht  zurück.
(Aktenzeichen 1 BvR 1335/13)

Die Praxis, dass die Bergbehörden durch eine vorzeitige Besitzeinweisung Tatsachen schaffen,
und die Gerichte das erst überprüfen, wenn es für den Betroffenen zu spät ist, wird es durch
dieses Urteil in Zukunft nicht mehr geben können.

Auch  die  absichtlich  späte  Einleitung  von  Grundabtretungsverfahren  durch  den
Tagebaubetreiber hat eine deutliche Abfuhr bekommen: Der vom Konzern selbst verursachte
Zeitdruck darf nicht zu Lasten des enteigneten Bürgers die gerichtliche Prüfung verkürzen.

Damit können Bergbaukonzerne betroffene Bürger künftig deutlich weniger unter Druck setzen,
als das bisher die (verfassungswidrige) Praxis war. Zudem wird in der nächsten Zeit doch noch
gerichtlich geprüft, ob die Zerstörung des Schutzgebietes Lakomaer Teiche für den Tagebau
Cottbus-Nord rechtmäßig war. Hier die Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichtes:
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/bvg16-073.html 

4. Das Ende einer Dauerlüge
Es  ist  eine  unbemerkte  Sensation:  Die  Welt  vom  13.  Oktober  zitiert  den  neuen
Vorstandsvorsitzenden der LEAG Hilmar Rendez so: „Ohne die Tagebaufortführung bleibe es
bei  der  schrittweisen  Auskohlung  der  genehmigten  Felder,  bis  um  das  Jahr  2040  herum
voraussichtlich das Kraftwerk Boxberg als letztes vom Netz gehen werde.“ 

Ein  durchaus  realistisches  Szenario,  aber  die  Zeiten,  als  das  außer  der  GRÜNEN  LIGA
niemand laut aussprach, sind gar nicht lange her. Jahrelang hatte der Tagebaubetreiber in der
Lausitz immer wieder öffentlich behauptet, ohne die neuen Abbaufelder wäre die Kohle im Jahr
2025  alle.  So  sollte  ein  schneller  Zusammenbruch  der  Braunkohlewirtschaft  statt  eines
schrittweisen  Auslaufens  suggeriert  werden.  Man  rechnete  mit  der  bisherigen
Jahresförderleistung weiter bis sie von 100 Prozent auf Null zusammenbrechen müsste. Dazu
wurde noch unterschlagen, dass man im Tagebau Reichwalde gar nicht so schnell  baggern
könnte, dass er 2025 leer ist.

Ist das der Anfang einer sachlicheren Debatte in der Lausitz? Es wäre zu hoffen. Tatsächlich
würde diese Lüge inzwischen auch kaum noch einer glauben. Da 2025 näher rückt, rechnen
offenbar immer mehr Lausitzer selbst nach und lassen sich nicht mehr für so dumm verkaufen.
Auch,  dass bundesweite Institute öffentlich konkrete Ausstiegsszenarien diskutiert  haben, ist
sicher nicht spurlos an der Lausitz vorbeigegangen.
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